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Gesetzliche Krankenversicherung 

   

11 Mrd. Euro Defizit im Gesundheitsfonds 2011 
Wer soll das bezahlen? 
 

Eckpunkte für ein gerechtes, soziales, stabiles wettbewerbliches und transpa-
rentes Gesundheitssystem von der Regierungskoalition am 6. Juli 2010 verab-

schiedet. 

 

 
 

Alle schwitzen, aber Regierungskoali-
tion verbreitet soziale Kälte. 

Immer wenn die Kosten im Gesundheits-
wesen angestiegen waren, wurden die 
Beiträge aus Arbeitseinkommen erhöht.  
 

Der paritätisch finanzierte Beitrag zur 
Krankenversicherung soll nach dem vorge-
legten Eckpunktepapier aus dem Hause 
Rösler auf 14,6% angehoben werden.  
 

Allerdings sollen die Arbeitgeber an der 
Kostensteigerung zum letzten Mal betei-
ligt werden. Ihr Beitragssatz wird bei 7,3 
Prozent eingefroren.  
 
Ansonsten dürfen die Versicherten die 

Zeche alleine bezahlen.  

Nachdem Versicherte bereits 

- 0,9 Prozent mehr Beitrag als die Ar-
beitgeber bezahlen 

- eine Praxisgebühr entrichten  

und  
- mehr Zuzahlungen bei Medikamenten 

und Zahnersatz leisten, 

will die Bundesregierung, damit die Kran-
kenkassen wieder mehr Finanzautonomie 

bekommen, ab 2011 einen durchschnittli-
chen Zusatzbeitrag von bis zu 16,00 € 
einführen. 

Das ist doppelt so viel, wie bisher pauschal 

möglich war, denn die Grenze für den Zu-
satzbeitrag von 1 Prozent entfällt. Für Ver-
sicherte mit einem beitragspflichtigen 
Monatseinkommen von 800 Euro ist das 
eine Beitragserhöhung von 29,1 Prozent.  

Erst wenn der Zusatzbeitrag über 2 Pro-
zent des sozialversicherungspflichtigen 
Einkommens steigt, soll es einen sozialen 
Ausgleich geben.  

Statt Kopfpauschale gibt’s jetzt 
Zusatzbeitrag satt.  

 

Ist das gerecht?  
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MITGLIEDERINFORMATION 
 

 

Fax: 030-6956-3456 

Unter der Überschrift – „Ausgaben sta-

bilisieren“ - sollen Leistungsempfänger 
und Krankenkassen weitere Kosten für 
Haus- und Zahnärzte, Krankhäuser, Arz-

nei-Importe und Impfstoffe senken.  
 

Aber auch die Verwaltungskosten der 
Krankenkassen dürfen im Vergleich zum 
Jahr 2010 nicht ansteigen.  

 
Das bedeutet: Gefährdung der Über-
nahme von Auszubildenden, Perso-

nalabbau und Einschränkung tarif-

vertraglicher Erhöhungen. 
 
Daraus ergibt sich für ver.di: 

 

 keinen Verzicht auf tarifliche 

Leistungen in 2010 zuzulassen!  

 Gehaltstarifrunde 2011 gut vor-
bereiten! 

 Gewerkschaftliche Aktions-
bündnisse schaffen! 

 
http://gerecht-geht-anders.de/zweiklassenmedizin 

 
 

Gerecht geht anders! 
Jetzt Mitglied werden ! 

Fax: 030-6956-3456 

http://gerecht-geht-anders.de/zweiklassenmedizin

